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Diese Serie analysiert die politische, soziale und wirtschaftliche Entwicklung Venezuelas
seit dem Ende der Militärdiktatur und fragt nach den strukturellen Spannungen zwischen
kapitalistischer Ordnung, demokratischer Legitimation und externer Einflussnahme. Der
erste Teil rekonstruiert die Ordnung der Jahre vor 1998 und legt jene institutionellen und
ökonomischen Grundlagen offen, auf denen spätere Brüche und Transformationen
aufbauten. Die folgenden Teile untersuchen die Chávez-Jahre, internationale Eingriffe, die
Ära Maduro sowie die Rolle westlicher Medien und normativer Maßstäbe in der Bewertung
Venezuelas. Von Detlef Koch.

Teil 1: Venezuela vor Chávez – Stabilität ohne Teilhabe

Venezuela galt über Jahrzehnte hinweg als Sonderfall in Lateinamerika: als formal stabile
Demokratie in einer Region, die lange von Militärdiktaturen, Bürgerkriegen und offenen US-
Interventionen geprägt war. Zwischen 1958 und 1998 fanden regelmäßige Wahlen statt,
Machtwechsel verliefen verfassungsgemäß, und das Land verfügte dank seiner enormen
Erdölvorkommen über wirtschaftliche Ressourcen, die einen breiten sozialen Ausgleich
zumindest möglich erscheinen ließen. In der internationalen Wahrnehmung stand Venezuela
damit für Kontinuität, institutionelle Verlässlichkeit und politische Mäßigung.

Gleichzeitig wuchs im Inneren des Landes eine tiefe soziale und politische Entfremdung.
Hinter der Fassade parlamentarischer Stabilität verfestigten sich oligarchische
Machtstrukturen, soziale Ungleichheit nahm zu, und zentrale politische Entscheidungen
blieben einem engen Kreis wirtschaftlicher und politischer Eliten vorbehalten. Breite
Bevölkerungsschichten waren zwar formell politisch einbezogen, faktisch jedoch von
substanziellem Einfluss ausgeschlossen. Spätestens in den 1980er- und 1990er-Jahren trat
diese Spannung offen zutage, als ökonomische Krisen, Austeritätspolitik und soziale
Verwerfungen das Vertrauen in das bestehende System erodieren ließen.[1]

Politische Ordnung vor 1998: Das Punto-Fijo-System

Nach dem Sturz der Militärdiktatur von Marcos Pérez Jiménez im Jahr 1958 etablierte sich
in Venezuela eine politische Ordnung, die in der vergleichenden Demokratieforschung lange
als Erfolgsmodell galt. Kern dieser Ordnung war der sogenannte Pacto de Punto Fijo, ein
parteiübergreifendes Abkommen, das auf die Sicherung politischer Stabilität und die
Verhinderung erneuter Militärinterventionen zielte. Unterzeichner waren die drei
maßgeblichen politischen Kräfte der Nachdiktaturphase, darunter insbesondere
„Demokratische Aktion“ (Acción Democrática) und „Unabhängiges Komitee für politische
Wahlorganisation“ (Comité de Organización Política Electoral Independiente – COPEI). Das
Abkommen verpflichtete die beteiligten Parteien zur Anerkennung von Wahlergebnissen,
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zur Machtteilung sowie zur gemeinsamen Verteidigung der neuen zivilen Ordnung.

Formal erfüllte das politische System der folgenden vier Jahrzehnte zentrale Kriterien einer
repräsentativen Demokratie. Es gab regelmäßige, kompetitive Wahlen, eine
verfassungsmäßige Gewaltenteilung und eine institutionalisierte Parteienkonkurrenz.
Präsidenten wechselten durch Wahl, nicht durch Putsch, und Venezuela unterschied sich
damit deutlich von vielen lateinamerikanischen Nachbarstaaten, die in den 1960er- und
1970er-Jahren autoritäre Regime durchliefen. In diesem Sinne stellte das Punto-Fijo-
System[2] zunächst einen realen Bruch mit der vorherigen Tradition politischer Instabilität
dar.

Diese Stabilität beruhte jedoch weniger auf offener politischer Konkurrenz als auf einem
elitengetragenen Konsens. Nach dem frühen Ausscheiden der linksliberalen anti-
oligarchischen Unión Republicana Democrática verfestigte sich faktisch ein
Zweiparteiensystem, in dem Acción Democrática und COPEI die zentralen politischen
Positionen unter sich aufteilten. Ministerposten, staatliche Ressourcen und der Zugang zu
strategischen Entscheidungszentren wurden entlang parteipolitischer Loyalitäten verteilt.
Der Staat entwickelte sich zu einem zentralen Verteiler der Öleinnahmen, wodurch
politische Integration zunehmend über Patronage und nicht über programmatische
Auseinandersetzung erfolgte.

Dieses Arrangement begrenzte den Raum politischer Alternativen erheblich. Linke Parteien,
soziale Bewegungen außerhalb der etablierten Gewerkschaften sowie neue politische
Formationen hatten strukturell geringe Chancen, dauerhaft in Machtpositionen
vorzudringen. Wahlen dienten damit zwar der periodischen Legitimation der herrschenden
Parteien, boten jedoch nur eingeschränkt die Möglichkeit eines grundlegenden
Politikwechsels. Politikwissenschaftlich lässt sich diese Ordnung als inklusiv im formalen,
exklusiv im materiellen Sinn beschreiben.

Auch zentrale staatliche Funktionen blieben lange von direkter demokratischer Kontrolle
ausgenommen. Bis Ende der 1980er-Jahre wurden Gouverneure und Bürgermeister nicht
gewählt, sondern von der Zentralregierung ernannt. Gewerkschaften, insbesondere der
Dachverband Confederación de Trabajadores de Venezuela (CTV), waren eng an die Acción
Democrática gebunden und fungierten eher als Transmissionsriemen staatlicher Politik
denn als unabhängige Interessenvertretung. Das Militär wiederum wurde institutionell
eingebunden und politisch privilegiert, blieb aber formal loyal gegenüber der zivilen
Führung.

Die politische Ordnung des Punto-Fijo-Systems erzeugte damit eine paradoxe Konstellation:
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Sie stabilisierte die Demokratie nach außen, schwächte sie jedoch im Inneren. Politische
Teilhabe wurde kanalisiert, Konflikte entpolitisiert und soziale Gegensätze administrativ
verwaltet statt öffentlich ausgehandelt. Die langfristige Folge war eine wachsende Kluft
zwischen politischer Elite und Bevölkerung, die sich zunächst in sinkender Wahlbeteiligung
und zunehmender Politikverdrossenheit, später in offener Ablehnung des Systems äußerte.

Aus demokratietheoretischer Perspektive lässt sich das Punto-Fijo-System als ein Modell
begrenzter, elitenkonsenzgetriebener Demokratie bewerten, das Stabilität über Inklusion
stellte. Diese Prioritätensetzung mag historisch erklärbar gewesen sein, untergrub jedoch
langfristig die soziale und politische Repräsentativität des Systems. Wir lernen: Die formale
Existenz demokratischer Institutionen genügt eben nicht, um nachhaltige Legitimität zu
sichern, besonders wenn zentrale gesellschaftliche Gruppen dauerhaft von realem Einfluss
ausgeschlossen bleiben – eine Lektion, die wir auch in Deutschland noch nicht gelernt
haben.

Sozioökonomische Struktur: Ölbasierter Rentenkapitalismus und soziale
Fragmentierung

Die politische Ordnung des Punto-Fijo-Systems war eng mit einer spezifischen
ökonomischen Struktur verknüpft: Venezuela entwickelte sich im Verlauf des 20.
Jahrhunderts zu einem ausgeprägten Erdöl-Rentenstaat. Bereits seit den 1920er-Jahren
bildeten Ölexporte die zentrale Einnahmequelle des Staates; nach der Verstaatlichung der
Ölindustrie in den 1970er-Jahren konzentrierte sich diese Rentenfunktion noch stärker in
staatlicher Hand. Die ökonomische Leistungsfähigkeit des Landes hing damit weniger von
produktiver Wertschöpfung als von der Abschöpfung externer Rohstofferlöse ab.

In Phasen hoher Ölpreise verfügte der venezolanische Staat über erhebliche fiskalische
Spielräume. Diese Mittel ermöglichten den Ausbau öffentlicher Dienstleistungen,
Investitionen in Infrastruktur sowie umfangreiche Subventionen für Konsumgüter und
Energie. Venezuela erreichte zeitweise das höchste, aber extrem ungleich verteilte Pro-
Kopf-Einkommen Lateinamerikas und wies vergleichsweise gute Bildungs- und
Gesundheitsindikatoren auf. Gleichzeitig blieb die Wirtschaft stark einseitig ausgerichtet:
Industrie- und Agrarsektor wurden kaum breit aufgestellt, Importe beherrschten den
Binnenmarkt, und die Abhängigkeit von Erdöleinnahmen nahm weiter zu.

Die Rentenökonomie wirkte nicht nur ökonomisch, sondern auch politisch strukturierend.
Staatliche Einnahmen speisten sich primär aus dem Export eines Rohstoffs und nicht aus
der Besteuerung breiter gesellschaftlicher Gruppen. Dadurch hatte die Regierung weniger
Anlass, auf die Bevölkerung Rücksicht zu nehmen oder sich zu rechtfertigen. Politische
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Unterstützung konnte einfach durch Geldleistungen oder Jobs im öffentlichen Dienst
gesichert werden. Gleichzeitig rückten wichtige Reformen wie die Stärkung der Wirtschaft,
bessere Arbeitsbedingungen, mehr Produktivität und echte soziale Aufstiegschancen in den
Hintergrund – am Ende spielten sie kaum eine Rolle.

Die Einbindung in globale Märkte erfolgt primär über extraktive Funktionen, während
gesellschaftliche Entwicklung im Inneren von volatilen Weltmarktpreisen abhängig bleibt.
Wertschöpfung, politische Steuerung und soziale Integration entkoppeln sich zunehmend.

Die sozialen Effekte dieser Struktur traten besonders deutlich ab den 1980er-Jahren zutage.
Mit dem Einbruch der Ölpreise geriet das bisherige Verteilungsmodell unter Druck.
Reallöhne sanken, Arbeitslosigkeit und informelle Beschäftigung nahmen stark zu, und ein
wachsender Teil der Bevölkerung verlor den Zugang zu stabilen Einkommen. In den
städtischen Zentren expandierten informelle Siedlungen, während staatliche
Dienstleistungen zunehmend ungleich verteilt waren. Trotz formaler sozialstaatlicher
Strukturen wuchs die Armut erheblich an.

Die zunehmende soziale Ungleichheit war dabei nicht allein Ergebnis ökonomischer Krisen,
sondern Ausdruck einer strukturellen Schieflage. Die ölbasierte Rentenökonomie
begünstigte jene Gruppen, die über politischen Zugang, Kapital oder institutionelle Nähe
zum Staat verfügten, während breite Bevölkerungsschichten von konjunkturellen
Schwankungen unmittelbar betroffen waren. Soziale Aufstiegschancen blieben für weite
Teile der Bevölkerung begrenzt, politische Teilhabe kaum möglich. Die formale Integration
der Bevölkerung als Wählerschaft stand einer realen Exklusion von ökonomischer Sicherheit
und politischem Einfluss gegenüber.

In diesem Kontext lässt sich die venezolanische Gesellschaft der 1980er- und 1990er-Jahre
als fragmentiert beschreiben: Eine relativ kleine, gut vernetzte Elite profitierte von
staatlicher Nähe und globalen Kapitalströmen, während große Teile der städtischen und
ländlichen Bevölkerung in prekäre Lebensverhältnisse abgedrängt wurden. Die
Rentenökonomie wirkte damit nicht stabilisierend, sondern verstärkte langfristig soziale
Polarisierung.

Aus sozial- und demokratietheoretischer Sicht offenbart die venezolanische
Rentenökonomie ein zentrales Problem: Ein Staat, der gesellschaftliche Integration primär
über die Verteilung externer Öl-Einnahmen organisiert, läuft Gefahr, politische Gleichheit
durch wirtschaftliche Abhängigkeit zu ersetzen. Wo soziale Rechte nicht institutionell
abgesichert, sondern konjunkturell vermittelt werden, bleibt Demokratie zerbrechlich –
selbst dann, wenn ihre formalen Verfahren intakt erscheinen.
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Rentenökonomie und externe Verwundbarkeit

Die Struktur der venezolanischen Rentenökonomie bestimmte nicht nur die innere soziale
Ordnung, sondern prägte zugleich die außenpolitische und ökonomische Verwundbarkeit
des Landes. Die hohe Abhängigkeit von Erdölexporten band den Staat eng an globale
Märkte, internationale Finanzströme und politische Machtzentren, die über Preise, Kredite
und Investitionsbedingungen erheblichen Einfluss auf nationale Handlungsspielräume
ausüben konnten. Wirtschaftliche Souveränität blieb damit abhängig von den Umständen –
sie schwankte mit den Bedingungen des Weltmarktes.

Staaten, deren ökonomische Integration primär auf Rohstoffexporten beruht, geraten
schnell in ungleiche Beziehungen zu Finanzinstitutionen, Konzernen und geopolitischen
Akteuren. Handlungsspielräume werden weniger durch demokratische Aushandlung als
durch Kreditbedingungen, Investitionsentscheidungen und außenpolitische Erwartungen
strukturiert.

Vor diesem Hintergrund ist internationale Einflussnahme nicht als äußerer
Ausnahmezustand zu verstehen, sondern als strukturelle Begleiterscheinung einer
rentenbasierten Entwicklungsweise. Sie bildet den Kontext, in dem wirtschaftspolitische
Entscheidungen, soziale Einschnitte und politische Konflikte der 1980er- und 1990er-Jahre
zu verorten sind – und bereitet den Boden für die zentrale Rolle externer Akteure wie der
USA, aber auch Europa, wie wir später noch sehen werden.

Externe Abhängigkeiten: Finanzinstitutionen, Ölkonzerne und US-Einfluss

Mit dem Ende des Ölbooms und dem damit verbundenen Einbruch der Staatseinnahmen in
den frühen 1980er-Jahren trat genau das ein. Die ölgetriebenen Einnahmen, die zuvor
politische Autonomie ermöglicht hatten, verwandelten sich unter Krisenbedingungen in eine
strukturelle Abhängigkeit von internationalen Finanzinstitutionen, transnationalen
Konzernen und geopolitischen „Partnern“.

Ab Mitte der 1980er-Jahre geriet Venezuela zunehmend unter den Einfluss von
Internationalem Währungsfonds (IWF) und Weltbank. Im Kontext der lateinamerikanischen
Schuldenkrise wurden Kredite und Umschuldungen an wirtschaftspolitische Auflagen
geknüpft. Diese umfassten insbesondere sogenannte Haushaltskonsolidierungen, Abbau von
Subventionen, Liberalisierung von Preisen und Märkten sowie Privatisierungen staatlicher
Unternehmen. Die venezolanischen Regierungen akzeptierten diese Konditionalitäten, um
Zahlungsfähigkeit und Zugang zu internationalen Kapitalmärkten zu sichern.
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Die Programme von IWF und Weltbank folgten einer ökonomischen Logik, die
makroökonomische Stabilität priorisierte und soziale Folgen unbeachtet ließ. In einer
Gesellschaft, deren soziale Integration stark über staatliche Transfers organisiert war,
wirkten diese Eingriffe besonders brutal. Austeritätspolitik bedeutete nicht nur fiskalische
Anpassung, sondern den Rückbau zentraler sozialer Sicherheit. Die politische
Verantwortung für diese Entscheidungen blieb dabei formal national, war faktisch jedoch
stark durch externe Rahmenbedingungen vorgeprägt.

Parallel dazu gewannen internationale Ölkonzerne erneut an Einfluss. Zwar war die
venezolanische Ölindustrie seit den 1970er-Jahren formal verstaatlicht, doch in den 1990er-
Jahren öffnete der Staat den Sektor im Zuge der sogenannten Apertura Petrolera wieder für
ausländisches Kapital. Transnationale Unternehmen[3] erhielten Zugang zu
Förderprojekten, insbesondere im Orinoco-Gürtel[4], oft zu Bedingungen, die ihnen
weitreichende Gewinne und rechtliche Sicherheiten garantierten.

Diese Öffnung ging mit einer stärkeren Einbindung Venezuelas in globale Energiemärkte
und Finanzstrukturen einher. Investitionsentscheidungen, Technologiezufuhr und
Absatzmärkte lagen zunehmend außerhalb nationaler Kontrolle. Der Handlungsspielraum
staatlicher Politik blieb damit nicht nur von Ölpreisen, sondern auch von den Interessen
internationaler Konzerne abhängig.

So lässt sich diese Entwicklung als Re-Integration einer extraktiven Ökonomie in globale
kapitalistische Wertschöpfungsketten beschreiben, ohne dass eine entsprechende soziale
oder institutionelle UAbsicherung für die Menschen im Inneren erfolgte.

Der Einfluss der USA

Diese ökonomischen Abhängigkeiten waren eingebettet in einen geopolitischen Kontext, in
dem die Vereinigten Staaten eine zentrale Rolle spielten. Venezuela galt während des
Kalten Krieges als verlässlicher „Partner“ Washingtons, sowohl aufgrund seiner
Erdölreserven als auch wegen seiner formalen demokratischen Ordnung. Direkte
Interventionen, wie sie in anderen lateinamerikanischen Ländern stattfanden, blieben daher
aus; Einflussnahme erfolgte überwiegend indirekt.

US-amerikanischer Einfluss manifestierte sich vor allem über wirtschaftliche Beziehungen,
sicherheitspolitische Kooperationen und multilaterale Institutionen. Die USA waren einer
der wichtigsten Abnehmer venezolanischen Öls und übten über ihre dominierende Stellung
in internationalen Finanzinstitutionen erheblichen indirekten Einfluss aus. Militärische
Zusammenarbeit, Ausbildungsprogramme und politische Abstimmung in regionalen
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Organisationen ergänzten dieses Einflussgeflecht.

Auch wenn US-Einflussnahme weniger spektakulär war als offene Interventionen, war sie
nicht weniger wirksam. Venezuela war eng an eine westlich geprägte Ordnungsvorstellung
von Markt, Sicherheit und politischer Mäßigung gebunden. Demokratische Verfahren
wurden unterstützt, solange sie mit US-Profiten und geopolitischer Loyalität vereinbar
blieben. Gesellschaftliche Konflikte über Verteilung, soziale Rechte oder politische Teilhabe
blieben dabei außen vor.

Aus normativer Perspektive wirft diese Konstellation grundlegende Fragen demokratischer
Selbstbestimmung auf. Wenn zentrale wirtschafts- und sozialpolitische Entscheidungen
unter externem Anpassungsdruck getroffen werden, verschiebt sich politische
Verantwortung von der Wählerschaft zu internationalen Akteuren. Formale Souveränität
bleibt bestehen, während reale Gestaltungsmacht ausgehöhlt ist – ein Spannungsverhältnis,
das die Legitimität demokratischer Institutionen nachhaltig zerstört.

So blieb die strangulierende Abhängigkeit von externen Finanz- und Marktmechanismen
nicht folgenlos für die gesellschaftliche Stabilität Venezuelas. Wirtschaftspolitische
Zwangsmaßnahmen, die unter internationalem Druck abgepresst wurden, trafen auf eine
bereits sozial fragmentierte und verzweifelte Gesellschaft der Unter- und Mittelschicht und
entfalteten dort ihre größte Wirkung. In dem Moment, in dem die brutale fiskalische
Konsolidierung soziale Sicherungsmechanismen zerstörte und für viele Menschen soziale
Höllen schaffte, übersetzten sich ökonomische Entscheidungen zunächst und unmittelbar in
politischen Protest und dann zuletzt in offene Gewalt.

Krisenmomente vor Chávez: Der Caracazo als Zäsur

Der soziale und politische Bruch, der Ende der 1980er-Jahre offen zutage trat, markierte
einen Wendepunkt in der Geschichte der venezolanischen Vierten Republik. Während
wirtschaftliche Krisen und soziale Spannungen bereits zuvor spürbar waren, verdichteten
sich im Februar 1989 mehrere strukturelle Konfliktlinien zu einer offenen Eskalation, die
das bestehende politische System nachhaltig delegitimierte.

Auslöser der Unruhen war ein wirtschaftspolitisches Maßnahmenpaket[5] der neu
gewählten Regierung von Carlos Andrés Pérez, das unter anderem drastische
Preissteigerungen für Treibstoff und den ÖPNV vorsah. In Caracas und anderen Städten
kam es daraufhin zu massiven Protesten, Plünderungen und Straßenschlachten, die sich
rasch über mehrere Tage ausweiteten.
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Die staatliche Reaktion erfolgte mit äußerster Härte. Der Ausnahmezustand wurde
verhängt, verfassungsmäßige Rechte suspendiert, und Militär sowie Sicherheitskräfte
gingen gewaltsam gegen die Bevölkerung vor. Die Zahl der Todesopfer ist bis heute
umstritten; Schätzungen reichen von mehreren Hundert bis zu mehreren Tausend Toten.
Unabhängig von der genauen Zahl gilt als gesichert, dass es sich um eine der schwersten
staatlichen initiierten Gewalteskalationen in der jüngeren Geschichte Venezuelas handelte,
wenn man das wirtschaftspolitische Maßnahmenpaket als Akt der Gewalt wahrnimmt.

Die „Caracazo“ genannten Unruhen waren mehr als eine spontane Reaktion auf
Preiserhöhungen. Sie machten sichtbar, dass das politische System nicht mehr in der Lage
war, soziale Konflikte zu absorbieren oder institutionell zu moderieren. Die bisherige Logik
der Rentenverteilung, die politische Loyalität durch materielle Zugeständnisse gesichert
hatte, war unter Krisenbedingungen zusammengebrochen. Gleichzeitig fehlten
glaubwürdige politische Kanäle, über die soziale Forderungen artikuliert und verhandelt
werden konnten.

Damit trat ein zentrales Strukturproblem der venezolanischen Demokratie offen hervor: Die
formale Existenz demokratischer Institutionen stand in keinem Verhältnis mehr zur realen
Teilhabe breiter Bevölkerungsschichten. Der Staat begegnete sozialer Protestdynamik nicht
mit politischer Öffnung, sondern mit brutaler Repression. Dies beschädigte nicht nur die
Legitimität der jeweiligen Regierung, sondern untergrub das Vertrauen in das gesamte
politische System der Nach-1958-Ordnung.

In den Jahren nach 1989 setzte sich dieser Legitimationsverlust fort. Wahlbeteiligungen
sanken, neue politische Bewegungen gewannen an Zulauf, während die traditionellen
Parteien an Bindekraft verloren. Auch innerhalb des Militärs nahm die Distanz zur
politischen Führung zu, was sich in zwei gescheiterten Putschversuchen im Februar und
November 1992, angeführt von Teilen des Offizierskorps um Hugo Chávez, widerspiegelte.
Korruptionsskandale und institutionelle Blockaden verstärkten den Eindruck eines
erschöpften Systems.

Der Caracazo fungiert daher als historische Zäsur, weil er die bis dahin verdeckten
Spannungen zwischen sozialer Realität und politischer Ordnung offenlegte. Er markierte
den Moment, in dem Stabilität nicht mehr als Legitimitätsersatz funktionierte. Die Gewalt
von 1989 wirkte dabei nicht nur traumatisierend, sondern auch politisierend: Sie machte
sichtbar, dass die bestehende Ordnung weder sozialen Ausgleich noch glaubwürdige
politische Repräsentation gewährleisten konnte. Damit verlor die formale Demokratie ihre
gesellschaftliche Bindekraft – nicht schlagartig, aber sichtbar und irreversibel.
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Strukturen einer erschöpften Ordnung

Die politische und soziale Entwicklung Venezuelas vor 1998 lässt sich damit als
Spannungsverhältnis zwischen formaler Demokratie und struktureller Exklusion
beschreiben. Dieser Befund erklärt nicht den weiteren Verlauf venezolanischer Geschichte,
aber er rahmt ihn. Die Ordnung der Vierten Republik war am Ende der 1990er-Jahre
institutionell intakt und gesellschaftlich erschöpft zugleich. In diesem Spannungsfeld
öffnete sich ein politischer Raum, in dem grundlegende Neuversprechen auf Resonanz
stoßen konnten.

Der zweite Teil der Serie widmet sich den Chávez-Jahren ab 1999 und untersucht, in
welchem Maß soziale Transformation, institutionelle Reformen und neue Formen politischer
Mobilisierung auf diese Vorkrisenstruktur reagierten – und welche neuen
Machtkonzentrationen daraus hervorgingen.[6]

Titelbild: zmotions / Shutterstock

[«1] Venezuela – ein Sonderfall in Lateinamerika

[«2] Punto-Fijo-System: Bezeichnung für das venezolanische politische System nach 1958,
benannt nach dem Pacto de Punto Fijo, einem Abkommen führender Parteien zur
Anerkennung von Wahlergebnissen, Machtteilung und Stabilisierung der Demokratie. Es
prägte über Jahrzehnte die Regierungsbildung vor allem durch die Parteien AD und COPEI.

[«3] Venezuela öffnete den Ölsektor für Exxon, Chevron, ConocoPhillips, Total und BP,
insbesondere bei Schwerölprojekten im Orinoco-Gürtel, unter fiskalisch und rechtlich
extrem günstigen Bedingungen für die Unternehmen.

[«4] Faja Petrolífera del Orinoco ist eines der größten bekannten Erdölvorkommen der Welt
im Osten Venezuelas

[«5] Das Maßnahmenpaket umfasste drastische Erhöhung der Treibstoffpreise, Freigabe der
Tarife im ÖPNV, Abwertung des Bolívar, keine Preisbindung, Abbau von Subventionen für
Grundgüter. Hinzu kamen höhere Zinsen, Kürzungen staatlicher Sozialausgaben,
Privatisierungen, Öffnung für ausländisches Kapital, Abbau von Handelsbeschränkungen
und alles in Kooperation mit dem Internationalen Währungsfonds.

[«6] Vgl. zur fehlenden Direktwahl subnationaler Exekutiven bis zur

https://www.swp-berlin.org/publikation/venezuela#:~:text=Venezuela%2520hat%2520eine%2520Sonderstellung%2520in,1998%2520erstmals%2520die%2520Pr%25C3%25A4sidentschaftswahlen%2520gewann
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Dezentralisierungsreform (Einführung direkter Wahlen für Gouverneure und Bürgermeister
1989) u. a. C. R. Guerrero, „Decline of federalism in Venezuela“, Forum of Federations
(PDF), insb. zur Einführung direkter Wahlen von Gouverneuren und Bürgermeistern:
forumfed.org/libdocs/Federations/V7N1e_ve_Guerrero.pdf; ergänzend International Crisis
Group, „Venezuela: Hugo Chávez’s Revolution“, 22.02.2007 (PDF), mit Verweis auf 1989 als
Zeitpunkt der Einführung direkter Wahlen für Gouverneure und Bürgermeister:
crisisgroup.org/sites/default/files/19-venezuela-hugo-chavez-s-revolution.pdf. Zur
parteipolitischen Einbindung des Gewerkschaftsdachverbandes CTV (u. a. Dominanz von
Acción Democrática in den Gewerkschaften/„docile“ bzw. konsensorientierter
Gewerkschaftskorporatismus vor Chávez) vgl. F. Wöckel, „Bolivarian Revolution in
Venezuela“ (Universität Oldenburg, 2008) (PDF), Abschnitt zur
Gewerkschaftslandschaft/CTV und AD-Dominanz: oops.uni-
oldenburg.de/358/1/Bolivarian_Revolution.pdf; sowie Andrés Cañizález / Andrés Ramos,
„Chávez Did Not Come from Mars“ (CRIES, PDF), mit explizitem Hinweis auf die
Ausrichtung der CTV an der Regierungspartei AD im Punto-Fijo-Kontext: cries.org/wp-
content/uploads/2024/06/008-Andres-Canizalez-Andres-Ramos.pdf. Zur institutionellen
Logik ziviler Kontrolle und zur (zugleich privilegierten) Einbindung des Militärs in der
Punto-Fijo-Periode vgl. Harold A. Trinkunas, „The Crisis in Venezuelan Civil-Military
Relations: From Punto Fijo to the Fifth Republic“, Latin American Research Review 2002
(PDF), einleitend zur zivilen Kontrollarchitektur und ihrer Erosion in den 1980ern:
cambridge.org/core/services/aop-cambridge-
core/content/view/0C818D05409E014BA1B53A33B686305A/S002387910001935Xa.pdf/crisi
s_in_venezuelan_civilmilitary_relations_from_punto_fijo_to_the_fifth_republic.pdf; ergänzend
„A Civil-Military Alliance: The Venezuelan Armed Forces…“ (CMI, PDF) zur politischen
Einbettung des Militärs im Punto-Fijo-Arrangement: cmi.no/publications/file/5808-a-civil-
military-alliance.pdf.
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